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WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
BFF Bundesamt für Flüchtlinge (-2005) 

heute: Staatssekretariat für Migration (SEM)

CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

USS Union syndicale suisse
ODR Office fédéral des réfugiés (-2005) 

aujourd'hui: Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenüber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbürgerung von Personen der dritten
Ausländergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher überraschend war das ebenfalls deutliche Ständemehr: 17 von 23
Ständen stimmten der Vorlage zu. Die auf frühere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einbürgerung zurückgehenden Befürchtungen der Befürworter, am
Ständemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als „Swing States“ bezeichneten Kantonen resultierte überall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Ständemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Befürworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, TI 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung überhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen für die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdünnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenüber
stiess die Vorlage in sämtlichen Westschweizer Kantonen auf überdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Ausländerfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
höchste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevölkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfällig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefälle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zürich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesrätin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis „mit grosser Genugtuung“ zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich „für weitere, ebenso umstrittene Vorlagen“. Darüber hinaus ermunterte
sie junge Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation, nun „die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten“, und fügte an, die Erleichterung der
Einbürgerung sollte voraussichtlich spätestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
über den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Während
Ersterer von einer überfälligen Reform sprach und ankündigte, nun auch die
Anforderungen für andere Einbürgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen „ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Bürgerrecht“. Daran
müsse man jetzt anknüpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Ausländerpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingebürgerten für das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des Doppelbürgerrechts. Die SVP
erklärte aber auch, das Verdikt von Volk und Ständen zu akzeptieren und die noch
offenstehende Möglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesänderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stände: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stände: 5 2/2

Parolen:
– Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grüne, GLP, BDP (1*), EVP, Städteverband, Eidgenössische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse
– Nein: SVP, EDU (1*)
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2017
KARIN FRICK
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Une initiative cantonale thurgovienne demande de modifier la Constitution afin de
relativiser la gratuité de l'enseignement. Ainsi, les coûts d'intégration des personnes
récalcitrantes seraient supportées par celles-ci. Auparavant, le canton de Thurgovie
menaçait les parents de leur faire payer les cours d'allemand à l'école obligatoire, si
ceux-ci refusaient d'inscrire leurs enfants à des groupes de jeux consacrés aux langues
avant l'entrée à l'école maternelle. Cette mesure ayant été jugée anticonstitutionnelle
par le Tribunal fédéral, Thurgovie demande de modifier la Constitution. Le canton
souhaite également que les frais de traduction soient à la charge des parents, qui, selon
le Grand Conseil thurgovien, devraient maîtriser suffisamment la langue d'accueil pour
participer aux entretiens avec les enseignant-e-s, comprendre les documents officiels
et surveiller les devoirs des enfants. 
L'objet a été traité au Conseil des Etats le 24 septembre 2019, en même temps que la
motion Eymann, demandant un soutien linguistique précoce. Cette dernière a été
acceptée, contrairement à l'initiative du canton de Thurgovie. A 10 voix contre 1 et 2
abstentions, la CSEC-CE avait estimé la gratuité de l'école obligatoire trop
fondamentale pour être relativisée. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Der Ständerat lehnte seinerseits drei asylpolitische Standesinitiativen ab. Die Aargauer
Initiative (91.310) verlangte die Inhaftierung von Asylbewerbern nach der Eröffnung des
negativen Asylentscheides, die sofortige Ausschaffung illegal Eingereister und die volle
Konfiszierung der Löhne arbeitender Asylsuchender. Nach Meinung des Ständerates
würden diese Bestimmungen teilweise Verfassungs- und Völkerrecht verletzen. Die
Initiative des Kantons Luzern (91.309) wollte eine Verfahrensstraffung, Wirtschaftshilfe
an Auswanderungsgebiete und mehr Spielraum für die Kantone in Härtefällen. Hier
wurden die ersten beiden Punkte als erfüllt erachtet und der dritte deutlich verworfen,
da damit eine einheitliche Vollzugspraxis nicht mehr gewährleistet wäre. Die Thurgauer
Initiative (92.303) schliesslich verlangte eine Verstärkung der Grenzkontrollen sowie
eine Quotenregelung für Asylbewerber. Auf einstimmigen Antrag der vorberatenden
Kommission wurde der erste Punkt des Begehrens als erfüllt abgeschrieben und der
zweite, da ebenfalls gegen Völkerrecht verstossend, diskussionslos abgelehnt. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.1992
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an eine längere asylpolitische Aussprache lehnte der Nationalrat – wie im
Vorjahr bereits der Ständerat – drei Standesinitiativen der Kantone Aargau, Thurgau
und Luzern ab. Die darin vorgeschlagenen notrechtlichen Massnahmen wurden
mehrheitlich als mit der schweizerischen Rechtsauffassung nicht vereinbar erachtet.
Zudem wurde darauf hingewiesen, dass sich die Lage im Asylbereich seit der
Einreichung der drei Initiativen (1991) vor allem dank der 1990 vom Parlament
beschlossenen dritten Asylgesetzrevision deutlich entspannt habe, so dass sich im
jetzigen Zeitpunkt eine Verschärfung des Asylrechts nicht aufdränge. Einzelne Anliegen
der Standesinitiativen – so etwa eine Beschleunigung der Verfahren – seien in der
Zwischenzeit erfüllt worden. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.10.1993
MARIANNE BENTELI

Ungeachtet aller Rechtsgrundlagen (paritätische Verteilung der Asylbewerber auf alle
Kantone, Non-refoulement usw. ) gelangte der Kanton Thurgau im März an den
Bundesrat mit der Bitte, ihm keine weiteren Asylsuchenden aus dem Kosovo mehr
zuzuweisen und die straffällig gewordenen oder einer Straftat verdächtigten Personen
unverzüglich zurückzuschaffen oder zu internieren. Bundesrat Koller bezeichnete die
Haltung der Thurgauer Behörden als überrissen, zumal der Abschluss eines
Rückführungsabkommens beschlossene Sache sei. Anfang Juni gelangte der Baselbieter
Regierungsrat mit der Bitte an den Bundesrat, straffällige und dissoziale Asylbewerber
aus dem Kosovo in Kollektivunterkünften des Bundes unterzubringen. Das BFF
bezeichnete das Ansinnen als unrealisierbar. Der Bund könne gar kein Bundeszentrum
für renitente Asylbewerber bauen, da ihm dazu erstens eigenes Territorium und
zweitens die dazu notwendige Polizeigewalt fehle. Der Kanton Zürich beschloss im
Spätsommer auf eigene Kosten ein spezielles Zentrum für "dissoziale" Asylbewerber

KANTONALE POLITIK
DATUM: 15.10.1997
MARIANNE BENTELI
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einzurichten. Das BFF sagte eine Vorfinanzierung zu. 5

L’année sous revue a été marquée par la problématique de la pénurie de logements
pour les requérants d’asile. L’augmentation importante des demandes d’asile en 2011
(+45% par rapport à 2010) a confronté les autorités au problème du logement de ces
requérants. Ainsi, des requérants ont été logés dans un ancien hôpital (Boudry, NE) ou
encore dans un hôtel de passe (Aadorf, TG). En outre, l’ouverture de nouveaux centres a
maintes fois rencontré l’opposition des habitants et des autorités. Le principal exemple
de l’année sous revue est probablement la commune de Bettwill (AG). Cette dernière a
refusé d’ouvrir un centre, invoquant qu’aucun permis de construire ne pouvait être
délivré pour transformer le cantonnement militaire en centre pour requérants. Le
Département de la défense a également été accusé de refuser de mettre à disposition
les centres militaires désaffectés ou sous-utilisés à disposition des requérants d’asile.
Au final, la pression sur le département de la défense a permis d’ouvrir quelques
nouveau centres d’hébergement temporaires pour requérants d’asile, notamment dans
les communes de Hasliberg (BE), Bienne (BE), Schwarzenberg (LU), Boudevilliers (NE),
Carouge (GE), Hauterive (FR) et Sufers (GR). 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.10.2012
EMILIA PASQUIER

1) BBl, 2017, S. 3387 ff.; SGT, 17.1.17; SN, 19.1.17; SGL, 1.2.17; NZZ, 4.2.17; TA, 11.2.17; AZ, BZ, BaZ, Blick, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, QJ,
SGT, TA, TG, 13.2.17
2) BO CE, 2019, p. 881 Ss.
3) Amtl. Bull. StR, 1992, S. 1012 ff und 1221 f. 
4) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1002 ff. und 1033 ff. Siehe dazu SPJ 1992, 246.
5) TG: Presse vom 27.3.97; SoZ, 30.3.97; SGT, 1.4., 7.6. und 8.9.97. BL: BaZ, 4.6.97. ZH: WoZ, 22.8.97; Presse vom 15.10.97.
Siehe dazu auch SPJ 1994, S. 25 ff.
6) Communiqués de presse de l’OFM du 2.4., 25.4., 19.9. et 4.10.12; LT, 13.1., 2.3. et 3.2.12.
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